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Änderung der Vereinssatzung der VSOU

Sehr geehrte Mitglieder der VSOU,

zum 01. Januar 2015 ist die Änderung 
des § 27 Abs. 3 BGB in Kraft getreten. 
Diese Vorschrift konkretisiert und erwei-
tert das Verfügungsverbot des § 662 BGB. 
Bis zum 31.12.2014 galt der Grundsatz, 
dass Vergütungen an Vorstandsmitglie-
der, die satzungsgemäß erlaubt waren, 
durch das Finanzamt als gemeinnützig-
keitskonform behandelt wurden. 

Die neuen Vorschriften fordern eine 
grundsätzlich vergütungsfreie Tätigkeit für 
den Verein. Dieses Vergütungsverbot kann 
nur per Satzung außer Kraft gesetzt wer-
den. Der vorliegende Antrag soll diese sat-
zungsgemäßen Voraussetzungen schaffen.

Zu unterscheiden sind die Tätigkei-
ten für den ideellen Bereich des Vereins 
und die Tätigkeiten für den gewerb-
lichen Bereich, insbesondere die Tätig-
keiten für den Kongress.

Ab dem 01. Januar 2015 darf kein 
pauschaler Aufwendungsersatz mehr ge-

leistet werden. Da dies bisher der Fall 
war, haben die Vorstandsmitglieder mit 
Ablauf des Kalenderjahres 2014 auf die-
se pauschalen Aufwendungsersatz-
ansprüche verzichtet. Zukünftig werden 
lediglich Aufwendungsersatzansprüche 
gewährt, die entweder den angemesse-
nen Aufwand konkret nachweisen oder 
diesen in einer angemessenen Höhe 
pauschalieren.

Anders sieht dies in dem wirtschaft-
lich ausgerichteten Teil des Vereins, dem 
Zweckbetrieb, aus.

Dort können wie bisher die Leistun-
gen vergütet werden, deren Fremdvergabe 
durch die Leistung des Vorstandes einge-
spart wird. Insoweit ist die in der Satzung 
befindliche Formulierung noch richtig.

Zu ändern ist deshalb § 9 Abs. 2 der 
Satzung. Es wird vorgeschlagen, diesen 
wie folgt neu zu fassen:

„Der Vorstand kann für alle Tätigkei-
ten für den Verein eine angemessene 
Vergütung erhalten. Für im Rahmen sei-

ner Tätigkeit anfallende Aufwendungen 
erhält er einen angemessenen Ersatz.“

Ebenfalls zu ändern ist § 9 Abs. 3.
Es wird vorgeschlagen, den letzten 

Satz „Soweit die betroffenen Aufgaben 
bereits bei der Bemessung der Vergütung 
nach § 9 Abs. 2 dieser Satzung berück-
sichtigt wurden, ist eine gesonderte Gel-
tendmachung ausgeschlossen.“ ersatz-
los zu streichen. 

Damit dürfte die Satzung vollstän-
dig der neuen Rechtslage angepasst 
sein. 

Diese Ausführungen sind durch 
Herrn RA Küster, Karlsruhe ausgearbei-
tet worden.

Die Änderungen sind in der folgen-
den Version eingearbeitet.

Über die geänderte Satzung soll in 
der Mitgliederversammlung am 1.Mai 
2015 entschieden werden.

Dr. Thomas Möller
1. Vorsitzender der VSOU

Satzung der Vereinigung Süddeutscher 
Orthopäden und Unfallchirurgen e.V.
Stand 04.12.2014
§1 Name und Sitz der Vereinigung
(1) Der Verein führt den Namen: Ver-
einigung Süddeutscher Orthopäden 
und Unfallchirurgen e.V.
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Baden-
Baden und ist in das Vereinsregister ein-
getragen.
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
§ 2 Zweck und Aufgaben
(1) Der Verein hat das Ziel, die Fort- und 
Weiterbildung, den wissenschaftlichen 
und praktischen Erfahrungsaustausch 
im Fachgebiet Orthopädie und seiner 
Grenzgebiete zu fördern.
(2) Der Satzungszweck wird im Besonde-
ren verwirklicht durch:
a) Ausrichtung einer Jahrestagung zur 
Fort- und Weiterbildung mit dem Ziel des 
Erfahrungsaustausches auf nationaler 
und internationaler Ebene auf den vor-
genannten (1) Gebieten; darin einge-
schlossen sind u.a. auch die Rheumatolo-
gie und die Rehabilitation mit physikali-

scher Therapie, die Unfallbehandlung, 
die Technische Orthopädie, die Sport-
medizin einschließlich Behindertensport 
und das öffentliche Gesundheitswesen.
b) Fakultative Mitwirkung an der He-
rausgabe eines einschlägigen Publikati-
onsorganes. 
§ 3 Gemeinnützigkeit
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützige Zwecke 
im Sinne des Abschnittes „steuerbegüns-
tigte Zwecke“ der Abgabenordnung.
(2) Der Verein ist selbstlos tätig: er ver-
folgt keine eigenwirtschaftliche Zwecke.(
(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die 
satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Hierüber bestimmt der Vor-
stand im Rahmen der Satzung. Die Mit-
glieder erhalten keine Zuwendungen 
aus Mitteln des Vereins.
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweck der Körperschaft fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig ho-
he Vergütungen begünstigt werden.

§ 4 Aufbringung der Mittel
Die Mittel werden aufgebracht durch 
Beiträge, Spenden, Zuwendungen und 
evtl. Vermögenserträge.
§ 5 Mitgliedschaft
(1) Ordentliche Mitglieder des Vereins 
können natürliche Personen (Einzelmit-
glieder) und juristische Personen (kor-
porative Mitglieder) werden. Die Mit-
gliedschaft wird beantragt durch schrift-
liche Anmeldung. Über den Aufnahme-
antrag entscheidet der Vorstand. Ableh-
nungen bedürfen der Bestätigung durch 
die Mitgliederversammlung.
(2) Zu Ehrenmitgliedern können Per-
sonen ernannt werden, die sich um den 
Verein in hervorragender Weise verdient 
gemacht haben. Die Anerkennung von 
Ehrenmitgliedern erfolgt auf Vorschlag 
des Vorstandes durch Beschluss der Mit-
gliederversammlung. 
(3) Die Mitglieder verpflichten sich zur 
Zahlung eines Beitrages, dessen Höhe 
von der Mitgliederversammlung fest-
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gesetzt wird. Ehrenmitglieder sind bei-
tragsfrei.
(4) Mitglieder, die das 65. Lebensjahr 
vollendet haben, müssen auf Antrag, der 
an den Vorstand zu richten ist, von der 
Beitragszahlung befreit werden.
5) Die Mitgliedschaft erlischt: 
a) Durch Tod eines Mitgliedes. 
b) Durch Auflösung eines korporativen 

Mitgliedes. 
c) Durch schriftliche Austrittserklärung 

an den Vorstand, die diesem mindes-
tens drei Monate vor Ende eines Ka-
lenderjahres zugegangen sein muss. 
Der Austritt wird zum Ende des Kalen-
derjahres wirksam.

d) Durch Nichtzahlung des Beitrages 
trotz mindestens zweifacher schriftli-
cher Mahnung in zwei aufeinander-
folgenden Jahren. Die letzte Mahnung 
ist als Einschreiben mit Rückschein zu 
übersenden, sie gilt auch als zugegan-
gen, wenn eine Abholung des Schrei-
bens bei der Lagerstelle nicht inner-
halb der Lagerfrist erfolgt. In der letz-
ten Mahnung ist dem Mitglied recht-
liches Gehör zu gewähren, es muss ein 
ausdrücklicher Hinweis auf den bevor-
stehenden Ausschluss erfolgen.

e) Ein Mitglied kann durch den Vor-
stand ausgeschlossen werden, wenn 
es gegen die Vereinsinteressen versto-
ßen oder durch ehrenrühriges Verhal-
ten das Ansehen des Vereins geschä-
digt hat. 

Der Ausschluss ist dem Mitglied mit-
zuteilen. Gegen den Beschluss kann der 
Betroffene binnen eines Monats nach 
Bekanntgabe des Vorstandsbeschlusses 
schriftlich Einspruch einlegen. Über den 
Einspruch entscheidet die Mitglieder-
versammlung, wobei zur Bestätigung 
des Ausschlusses eine Mehrheit von 2/3 
der abgegebenen Stimmen erforderlich 
ist.
§ 6 Organe des Vereins
Organe des Vereins sind:
a) der Vorstand
b) die Mitgliederversammlung
§ 7 Mitgliederversammlung, 
Stimmrecht
(1) Die ordentliche Mitgliederversamm-
lung findet einmal im Jahr, und zwar 
nach Möglichkeit während der Jahresta-
gung (§ 2 (2) a.), statt. Sie soll auf einen 
Nachmittag so terminiert werden, dass 
möglichst viele Mitglieder daran teil-
nehmen können. 
(2)  Eine außerordentliche Mitgliederver-
sammlung kann der Vorstand einberu-

fen; er muss sie einberufen, wenn 2 % der 
ordentlichen Mitglieder dies verlangen.
(3) Die Einladung zur Mitgliederver-
sammlung erfolgt durch den Vorstand 
schriftlich durch Veröffentlichung der 
Tagesordnung in dem Organ der VSO 
zwei Monate vor der Versammlung. Mit 
der Tagesordnung schlägt der Vorstand 
je einen Kandidaten für die anstehen-
den Wahlen vor. Anträge von Mitglie-
dern zur Tagesordnung sollen 6 Wochen 
vor diesem Termin an den Vorstand 
übermittelt werden.
(4) Die Mitgliederversammlung kann 
weitere Angelegenheiten – außer Anträ-
ge auf Satzungsänderungen – bei Geneh-
migung der Tagesordnung aufnehmen. 
Hierüber ist zu Beginn der Sitzung mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen zu entscheiden. 
(5) Jedes Mitglied hat eine Stimme; kor-
porative Mitglieder üben ihr Stimm-
recht durch einen mit Vollmacht ver-
sehenen Vertreter aus.
§ 8 Aufgaben der Mitgliederver-
sammlung
(1) Die Mitgliederversammlung hat fol-
gende Aufgaben: 
a) Entgegennahme und Genehmigung 

des Tätigkeits- und Rechnungsberich-
tes des Vorstands sowie des Schatz-
meisters und Beschlussfassung über 
die Entlastung des Vorstandes. 

b)
1. Wahl der Vorstandsmitglieder und 

ggf. Abberufung aus wichtigem Grund.
2. Wahl des Kongresspräsidenten der 

übernächsten Jahrestagung. 
3. Wahl von zwei Rechnungsprüfern, 

die nicht dem Vorstand angehören dür-
fen, für eine Amtsdauer von vier Jahren. 
Die Rechnungsprüfer haben die Buch-
führung einschließlich des Jahres-
abschlusses zu überprüfen und über das 
Ergebnis der Mitgliederversammlung zu 
berichten. 
c) Festsetzung des Jahresbeitrages und 

einer Eintrittsgebühr. 
d) Festsetzung der angemessenen Vergü-

tung der Mitglieder des Vorstandes.
e) Festlegen des Höchstbetrages für 

Rechtsgeschäfte des Vorstandes au-
ßerhalb der laufenden Kongress-
geschäfte (§ 11 (6)) und Zustimmung 
zu Verfügungen des Vorstandes über 
Immobilien. 

f) Änderung der Satzung. 
g) Ernennung von Ehrenmitgliedern auf 

Vorschlag des Vorstandes. 
h) Ausschluss von Mitgliedern (§ 5 (5) e).

i) Beschlussfassung über die Auflösung 
des Vereins. 

(2) Die Mitgliederversammlung fasst ih-
re Beschlüsse mit einfacher Mehrheit 
der anwesenden Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit gilt ein Antrag als abge-
lehnt. 
(3) Satzungsänderungen können nur 
mit einer Mehrheit von 2/3 (zwei Drit-
tel) der anwesenden Stimmen beschlos-
sen werden. 
(4) Die Auflösung des Vereins (§ 15) 
kann nur mit _ (drei Viertel) Mehrheit 
der anwesenden Stimmen beschlossen 
werden. Die Auflösung wird erst wirk-
sam, wenn über den Verbleib des Ver-
einsvermögens entschieden wurde. 
(5) Über die Verhandlungen ist eine Nie-
derschrift zu fertigen, die vom Vorsit-
zenden und vom Schriftführer zu unter-
zeichnen und im Verbandsorgan zu ver-
öffentlichen ist.
§ 9 Der Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus:
dem 1. Vorsitzenden,
dem 2. Vorsitzenden,
dem 1. Schriftführer,
dem 2. Schriftführer,
dem Schatzmeister.
(2) Die Mitglieder des Vorstandes erhal-
ten für ihre Tätigkeit – ohne Vorberei-
tung und Durchführung des Jahreskon-
gresses – eine angemessene Vergütung, 
über deren Höhe die Mitgliederver-
sammlung entscheidet. Weiter erhalten 
sie die notwendigen Aufwendungen, die 
ihnen durch Ihre Tätigkeit für den Ver-
ein entstanden sind, auf Nachweis in 
angemessenem Umfang erstattet.
Der Vorstand kann für alle Tätigkeiten 
für den Verein eine angemessene Vergü-
tung erhalten.
Für im Rahmen seiner Tätigkeit anfal-
lende Aufwendungen erhält er einen an-
gemessenen Ersatz.
(3) Soweit Aufgaben, insbesondere die 
Planung und Durchführung des Jahres-
skongresses, durch einzelne Vorstands-
mitglieder bearbeitet werden und der 
Vorstand auf die Beschäftigung Dritter 
gemäss § 11 (7) der Satzung verzichtet, 
kann von den tätigen Vorstandsmitglie-
dern eine angemessene Tätigkeitsvergü-
tung gegen Rechnungsstellung bean-
sprucht werden. Hierbei sind zur Be-
stimmung der Angemessenheit der Ver-
gütung die – ggf. zu schätzenden – Ver-
rechnungssätze bzw. Kosten eines exter-
nen Dritten zugrunde zu legen (sog. 
Drittvergleich). Soweit die betroffenen 
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Aufgaben bereits bei der Bemessung der 
Vergütung nach § 9 (2) dieser Satzung 
berücksichtigt wurden, ist eine geson-
derte Geltendmachung ausgeschlossen.
(4) Fakultativ können dem Vorstand ein 
Ehrenvorstand und ein Ehrenpräsident, 
jeweils mit Stimmrecht, ergänzend an-
gehören.
§ 10 Wahl und Amtsdauer des Vor-
standes
(1) Die Vorstandsmitglieder werden in 
geheimer Wahl von der ordentlichen 
Mitgliederversammlung in getrenntem 
Wahlgang auf die Dauer von 4 (vier) Jah-
ren gewählt. Wählbar ist jedes ordentli-
che Mitglied des Vereins. Der Gewählte 
soll die absolute Mehrheit der Anwesen-
den auf sich vereinigen. Wenn alle Kan-
didaten die absolute Mehrheit verfeh-
len, ist eine Stichwahl zwischen den bei-
den Kandidaten mit der höchsten 
Stimmzahl durchzuführen. Gewählt ist, 
wer in diesem Wahlgang die Mehrheit 
der gültigen Ja-Stimmen auf sich ver-
einigt.
(2) Nach Ablauf von 4 Jahren bleiben die 
Mitglieder des Vorstandes bis zur gülti-
gen Neu- und Wiederwahl im Amt. Im 
Falle einer gerichtlichen Überprüfung 
des Wahlergebnisses bleiben die betrof-
fenen Mitglieder des Vorstandes im 
Amt, soweit nicht im Einzelfall ihre Ab-
wahl unangefochten bleibt.
(3) Für dasselbe Amt soll ein Kandidat 
nicht länger als zwei Amtsperioden tätig 
sein.
(4) Der 1. Vorsitzende soll ein nieder-
gelassener Orthopäde sein.
(5) Scheidet ein Vorstandsmitglied vor-
zeitig aus, so findet bei der nächsten 
Mitgliederversammlung eine Zuwahl 
statt. Die Amtsdauer des Nachgewähl-
ten beschränkt sich auf die restliche 
Amtsdauer des Ausgeschiedenen.
(6) Rechtzeitig vor der Mitgliederver-
sammlung beruft der Vorstand einen 
Wahlausschuss, der aus einem Vorsit-
zenden, einem Protokollführer und ei-
nem Beisitzer besteht. Der Wahlaus-
schuss bereitet die Vorstandswahl vor 
und leitet sie.
§ 11 Aufgaben des Vorstandes
(1) Der Vorstand ist für alle Angelegen-
heiten zuständig, soweit diese nicht der 
Mitgliederversammlung (§ 8) vorbehal-
ten sind.
(2) Dem Vorstand obliegt die Verwaltung 
des Vereins sowie die ihm durch diese 
Satzung besonders zugewiesenen Ge-
schäfte zur Erfüllung des Vereinszwecks. 

Der Vorstand kann seine Arbeit in einer 
schriftlich zu formulierenden Geschäfts-
ordnung regeln. Diese ist der Mitglieder-
versammlung zur Genehmigung vor-
zulegen. Gleiches gilt für Änderungen.
(3) Der Vorstand trifft sich zu mindes-
tens einer Sitzung pro Geschäftsjahr.
(4) Der Vorstand entscheidet im beson-
deren über die Aufnahme neuer Mitglie-
der, bereitet etwaige Änderungen der 
Satzung zur Entscheidung durch die 
Mitgliederversammlung vor und über-
wacht ggf. beauftragte bezahlte Kräfte.
(5) Der 1. Vorsitzende ist zur alleinigen 
Vertretung des Vereins gerichtlich und 
außergerichtlich befugt. Er ist von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit.
(6) Der 1. Schriftführer ist für die Pro-
tokollführung, der 2. Schriftführer für 
die Führung der Mitgliederliste verant-
wortlich. 
(7) Der Vorstand kann zur Führung der 
laufenden Geschäfte eine bezahlte Kraft 
beauftragen. Ebenso kann er die Bearbei-
tung konkreter Einzelaufgaben oder 
Aufgabenbereiche kostenpflichtig an 
externe Dritte vergeben.
(8) Zur Verfügung über Immobilien und 
zu Rechtsgeschäften außerhalb der lau-
fenden Kongressgeschäfte, die den Ver-
ein über einen Höchstbetrag hinaus ver-
pflichten, dessen Höhe von der Mitglie-
derversammlung festgelegt wird, ist der 
Vorstand nur mit bestimmendem Be-
schluss der Mitgliederversammlung be-
fugt. 
(9) Der Vorstand kann zur Behandlung 
und Bearbeitung besonderer Anliegen 
die Bildung von Fachausschüssen be-
schließen, die im Auftrag des Vorstandes 
arbeiten.
(10) Der Vorstand wirkt direkt oder über 
Delegierte an der Herausgabe des ein-
schlägigen Publikationsorganes (§ 2 (2) 
b) mit. Ein Vorstandsmitglied soll die 
Funktion eines Herausgebers überneh-
men. Die Besetzung von Schriftleitung 
und Herausgeberschaft des Vereinsorga-
nes muss im Einvernehmen mit dem 
Vorstand des VSO erfolgen. Die dabei 
vereinbarten Aufwandsentschädigun-
gen bzw. Honorierungen bedürfen der 
Zustimmung des Vorstandes. Die Mit-
gliederversammlung ist rechtzeitig vor 
anstehenden Kündigungsterminen von 
Verlags- und Herausgebervertrag zu un-
terrichten.
§ 12 Beschlussfassung des Vorstandes
(1) Beschlüsse des Vorstandes werden 
durch mündliche, fernmündliche (Tele-

fonkonferenz) oder schriftliche Abstim-
mungen gefasst.
(2) Eine Vorstandssitzung ist beschluss-
fähig, wenn mindestens drei seiner Mit-
glieder anwesend sind. Bei Stimmungs-
gleichheit entscheidet die Stimme des 1. 
Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit 
die des 2. Vorsitzenden.
§ 13 Kassenführung
(1) Die Kassenführung des Vereins ob-
liegt dem Schatzmeister. 
(2) Der Schatzmeister hat den Nachweis 
über satzungsgemäße Verwendung des 
Vermögens zu führen. 
(3) In der ordentlichen Mitgliederver-
sammlung legt er über Einnahmen und 
Ausgaben und den Stand des Vermögens 
Rechnung. Der Bericht ist allen Mitglie-
dern in geeigneter Weise bekannt zu ge-
ben. 
(4) Betrifft ein Vorstandsbeschluss das 
Vermögen des Vereins, entscheidet der 
Vorstand nach Anhörung des Schatz-
meisters. Über dessen Einspruch ent-
scheidet der Vorstand.
§ 14 Kongresspräsident
Für die Ausgestaltung der Jahrestagung 
ist der von der Mitgliederversammlung 
2 Jahre vorher gewählte Kongressprä-
sident zuständig und verantwortlich. 
Ihm sollen der Präsident des voraus-
gegangenen Kongresses als 1. Vizeprä-
sident und der Präsident des nachfol-
genden als 2. Vizepräsident zur Seite ste-
hen. Der Kongresspräsident leitet die Ar-
beit der von ihm zu bestimmenden Ta-
gesvorsitzenden. Er ist gehalten, eng mit 
dem Vorstand zusammenzuarbeiten. 
Der Kongresspräsident erhält seine Auf-
wendungen gegen Nachweis seiner Kos-
ten erstattet.
§ 15 Auflösung des Vereins
(1) Die Auflösung des Vereins (§ 8 (4)) 
kann nur in einer besonderen, zu diesem 
Zweck mit einer Frist von einem Monat 
einberufenen außerordentlichen Mit-
gliederversammlung beschlossen wer-
den. (2) Im Falle einer Auflösung des Ver-
eins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an 
eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts oder als steuerbegünstigt beson-
ders anerkannte Körperschaft, die es zum 
Zwecke der Rehabilitation Behinderter 
zu verwenden hat. Hierüber befindet die 
auflösende Mitgliederversammlung mit 
einfacher Mehrheit. Der Beschluss darf 
erst nach Zustimmung des zuständigen 
Finanzamtes ausgeführt werden.
Stand Mai 2015
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